


Gemeinde Mölschow 
Gemeindevertretung 
17449 Mölschow 

Begründung zur Satzung der Gemeinde Mölsehow über den 

Bebauungsplan Nr.2 "Am Kiesweg Bannemin" (vorgezogener Bebau­

ungsplan einsehl. Grünordnungsplan) 

1. Erfordernis der Planaufstellung 

1.1. Allgemeines 

Geplant ist die Abrundung der vorhandenen Bebauung von Bannemin 
durch die Festsetzung von Mischgebieten, Allgemeinen Wohngebie­
ten und von öffentlichen Verkehrsflächen. Der Bebauungsplan soll 
die Voraussetzungen zur Sicherung des dringenden Wohnbedarfes 
sowie zur Errichtung einer Pension schaffen. 
Die vorhandene Bebauung in Teilbereichen wird überplant. Damit 
erhäl t dieser Ortsbereich seine ursprüngliche städtebauliche 
Bedeutung zurück. Besonderes Gewicht obliegt dem Landschafts­
und Naturschutz, sOdaß der Bebauungsplan mit einem Grünordnungs­
plan aufgestellt wird. 

1.2. örtliche Verhältnisse (vorhandene Nutzung im Plangebiet 
sowie in der Nachbarschaft) 

vorhandene Nutzungen im Plangebiet 

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 2 "Am Kiesweg Bannernin" 
liegt an der östlichen Peripherie der Gemeinde Bannernin. Es wird 
nördlich durch die Hauptstraße und westlich durch den Kiesweg 
eingegrenzt. Das Gebiet umfaßt eine Fläche von ca. 1,68 ha mit 
einer Ausdehnung von 240 m in Nord-Süd-Richtung und von 70 m in 
Ost-West-Richtung. Hiervon ist eine Fläche von ca. 1,1 ha mit 2 
Einfamilienhäusern sowie mit 3 Mehrfamilienhäusern ( 2 x 4 WE, 
1 x 16 WE) bereits bebaut. 

Vorhandene Nutzungen in der Nachbarschaft 

Im Westen schließt sich Wohnbebauung an. Im Süden und Osten 
grenzt landwirtschaftlich genutzte Fläche (Wiesen, Acker) an. 

2. Bindungen für die Planung, andere Planungen 

Im Entwurf des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Mölschow ist 
das Gebiet des Bebaungsplanes als gemischte Baufläche darge­
stellt. Ein rechtskräftiger Flächennutzungsplan ist nicht 
aufgestell t. Aus diesem Grund ist die Erarbei tung eines vor­
gezogenen Bebauungsplanes notwendig. 
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Zwecks Beschleunigung der Verfahrensdurchführung zur Sicherung 
der dringenden Investitionen werden die gesetzlichen Grundlagen 
des Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen und der 
Ausweisung und Bereitstellung von Wohnbauland (Investitions­
erleichterungs- und Wohnbaulandgesetz) vom 22. April 1993 
genutzt. 

3. Rechtliche Vorgaben 

Es werden keine geschützten Flächen beansprucht. Das Plangebiet 
befindet sich It. Erstem Landesraumordnungsprogramm Mecklenburg­
Vorpommern im einstweilig gesicherten bzw. geplanten Naturpark 
Usedom, im Vorsorgeraum für Naturschutz und Landschaftspflege 
und im Raum mit besonderer natürlicher Eignung für Fremden­
verkehr und Erholung. 

4 .  Ziel und Zweck der Planung, planerische Gestaltung 

Mit dem Bebauungsplan 
entsprochen werden. Zu 
Allgemeine Wohngebiete 
festgesetzt. 

soll dem besonderen 
diesem Zweck werden 

sowie öffentliche 

Städtebauliches Konzept : 

Bauflächenbedarf 
ein Mischgebiet, 

Verkehrsflächen 

Die Konzeption für das Baugebiet leitet sich von der Struktur 
des Haufen- und Angerdorfes umliegender Dörfer ab. Zur Sicherung 
der Fortsetzung der baulichen Gestaltung werden Baugrenzen 
festgesetzt. Eine räumliche und funktionelle Einengung bestehen­
der landwirtschaftlicher Betriebe ist ausgeschlossen. 

5. Verkehrliche Erschließung 

Zur Erschließung des Baugebietes sind öffentliche Verkehrs­
flächen sowie öffentlich rechtlich gesicherte Zuwegungen 
festgesetzt. Der Ausbau erfolgt entsprechend Straßentyp A. Die 
Anbindung erfolgt über bestehende Straßen (Kiesweg) . 

Private Parkplätze : 
Die Trag- und Deckschichten der Parkplätze sind in wasser-, 
sowie luftdurchlässiger Bauweise auszubilden (z.B. Schotterra­
sen, Rasenpflaster, weitfugig verlegtes Pflaster, Naturstein­
pflaster) . 

Behindertengerechter Ausbau: 
Ebenfalls wird Sorge getragen für einen behindertengerechten 
Ausbau der Straßen und Zuwegungen sowie Parkplätze. 
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6. Art der baulichen Nutzung 

Festgesetzt werden Allgemeine Wohngebiete (WA) gemäß § 4 BauNVO. 
Tankstellen sind auch ausnahmsweise nicht zulässig. 
Festgesetzt wird ein Mischgebiet (MI) gemäß § 6 BauNVO. Tank­
stellen und Gartenbaubetriebe sind nicht zulässig. Im Misch­
gebiet ist der besondere Zweck der Hotelnutzung zugelassen, 
ebenfalls ist aber Wohnbebauung entsprechend dem Nutzungszweck 
innerhalb der Baugrenzen zulässig. Damit soll der Charakter des 
angrenzenden Orts kernes gesichert werden. 

7. Maß der baulichen Nutzung! Bauweise 

In den Allgemeinen Wohngebieten wurde das Maß der baulichen 
Nutzung mit GRZ von 0,4 festgesetzt. Der vorhandene Bestand wird 
überplant. 

8. Besondere Regelungen für die Baugebiete 
(gemäß 9 BauGB; § 12, 1 4 ,  16, 17 , 21 a, 23 BauNVO), § 16 BauNVO 

Höhenentwicklung der baulichen A nlagen § 16 BauNVO) 

Die Zahl der Vollgeschosse ist begrenzt. Die Festsetzung soll 
der Errichtung von Gebäuden dienen, die dem durch angrenzende 
Bebauung des Ortes Bannemin gegebenen Charakter Rechnung tragen. 
Der höhergeschossige Bestand wurde in die Planung einbezogen und 
wird in der Erscheinung gemildert durch angrenzende abgestufte 
Bebauung in Bezug auf vorhandenes 3- geschossiges Gebäude. 

9. Sonstige Festsetzungen 
Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB 

Die Festsetzung von Dächern mit Vorgabe der Dachneigung soll der 
Errichtung von Gebäuden dienen, die dem Ortskern entsprechen. 

10. Grünflächen (private) 

Gräben zur Versickerung des Regenwassers sind naturnah auszubau­
en. 
Die Bepflanzungs- und Begrünungsmaßnahmen sollen die Baugebiete 
in ihrem städtebaulichen Konzept räumlich unterstützen und durch 
die Artenauswahl das natürliche Landschaftsbild und seinen 
ländlichen Charakter unterstreichen. Vorrangig wird aber eine 
ausreichende Durchgrünung angestrebt, um einen Ersatz für die 
baulichen boden verbrauchenden und versiegelnden Maßnahmen 
sicherzustellen. Die geplanten Grünzüge sollen nicht nur als 
Abstandsflächen dienen, sondern auch als Grünflächen für das 
Baugebiet genutzt werden. Die bisherige Nutzung der Fläche wird 

3 301015BG.WPD 



ausgeglichen und durch die festgesetzten Begrünungsmaßnahmen und 
Bepflanzungsmaßnahmen wird diese entsprechend Bundesnaturschutz­
gesetz aufgewertet. Die Bepflanzung der Grünflächen erfolgt mit 
standortgerechten Baum- und Straucharten. 

11. Einrichtungen der Infrastruktur 

Zusätzliche Einrichtungen sind nicht erforderlich. 

12. Umweltschutz 

Al tablagerungen innerhalb eines Altlastenkatasters sind nicht 
aufgeführt. Es gibt keine weiteren Hinweise, die auf mögliche 
Altablagerungen schließ en. 

Lärm : 
Die festgelegten Immissionsgrenzwerte (DIN 18005, Beiblatt 1, 
Schallschutz im Städtebau) 

für Allgemeine Wohngebiete von: 
55 dB (A) zwischen 06.00 Uhr und 22.00 Uhr 
4 5  dB (A) zwischen 22.00 Uhr und 06.00 Uhr 

sollten nicht überschritten werden. Im Mischgebiet sollten 
ebenfalls die Immissionsgrenzwerte des Allgemeinen Wohngebietes 
(WA3) eingehalten werden, um die Schutzbedürftigkeit der an­

grenzenden Bebauung besser zu gewährleisten. 
Diese Planungspegel gelten innerhalb eines Gebietes an der 
Grundstücksgrenze, gegenüber anderen Gebieten an der benachbar­
ten Gebiets- bzw. Grundstücksgrenze. Laut Gutachten für ähnlich 
gelagerte Gebiete ist in den direkt angrenzenden Bebauungs­
flächen mit einer überschreitung von 2 bis 5 dB zu rechnen. 
Strittig sind die Berechnungs- und Ermittlungsverfahren in den 
verschiedenen Gutachten. Generell ist der B-Plan so aufgestellt, 
daß der Bürger auf eine Überschreitung aufmerksam gemacht worden 
ist. 
Grundsätzlich gibt es für die Überplanung bestehender Bebauung 
bzw. neuer Bebauung mittels B-Plan- Verfahren in der Nähe von 
vorhandenen Verkehrswegen keine allgemein verbindlichen Grenz­
werte (siehe Anlage 1, 3, 4 ,  5). 
Die in DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau" angegebenen 
schalltechnischen Werte haben keine bindenden Charakter sondern 
sind lediglich Orientierungswerte. 
Dieser Sachverhalt ergibt sich auch nach ständiger Rechtsspre­
chung des Bundesverwaltungsgerichtes, die soweit geht, daß in 
jedem Fall dann noch die Anforderungen an gesunde Wohnverhält­
nisse gegeben sind, wenn die Grenzwerte der 16 . Verordnung zum 
Bundesimissionsschutzgesetz eingehalten sind bzw. in besonderen 
Fällen sollte sogar eine überschreitung angemessen berücksich­
tigt werden. Diese Auslegungsmaßnahme ist die oberste Grenze, 
wurde aber im B-Plangebiet nicht ausgeschöpft. 
Der Belang des Schallschutzes ist bei der in der städtebaulichen 
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Planung erforderlichen Abwägung der Belange als ein wichtiger 
Planungsgrundsatz neben anderen Belangen zu verstehen. 
So ist bei den vorhandenen 2 Wohngebäuden direkt an der B 111 
(WA,) davon auszugehen, daß jede wesentliche aktive Lärmschutz­

maßnahme die vorhandene städtebauliche Struktur in diesem 
Bereich zerstört. 
Für das neu geplante eine Grundstück an der B 111 sollte als 
einzige aktive Maßnahme die Errichtung einer 2,20 m hohen 
begrünten Wand entlang der östlichen Grundstücksgrenze bis zur 
Erschließungsstraße befördert werden. Eingebunden werden sollte 
der Gebäudegrundriß in diese Maßnahme. Eine analoge Lösung wurde 
schon für das mittlere Grundstück angewendet und die Bewohner 
sind mit der Lösung zufrieden. 
Damit wäre ein Teil des Außenwohnbereiches dem Schutzzweck der 
Orientierungswerte nach DIN 18005 unterworfen. Die auf den an 
die Hauptstraße angrenzenden 3 Grundstücken vorhandene Lärmbela­
stung (2 Wohnhäuser vorhanden, WA,) sind durch lärmmindernde 
Maßnahmen wie Gebäudestellung und zugeordnete Nutzung, Einbau 
von Schallschutzfenstern usw. wesentlich verbessert (siehe auch 
Anlage 2). Zusätzlich sind die Festsetzungen zu den Schalldämm­
werten einzuhalten. 
Erdgeschoß 
Wand 
Fenster, Türen 
Dachgeschoß 
Dach/Wand 

(Schallschutzklasse 3) 

Fenster, Türen (Schallschutzklasse 3) 
Fensterflächenanteil � 20 % 

R' = 45 dB/A 
35 dB/A R' 

R';.; 
R 'il 

45 dB/A 
35 dB/ A 

Der Bestand sollte baulich verbessert werden. Die ergänzende 
Bebauung im WA, - Gebiet sollte so errichtet werden, daß gleich­
zeitig eine Schutzwirkung für das weitere Plangebiet erzielt 
wird. Gegenüber der jetzigen Situation wird eine Verbesserung 
für die vorhandenen Gebäude im WA2 -Gebiet erzielt. 
Bei einer Gebäudegestaltung als Innenhof darf nach DIN 4109 der 
"maßgebliche Außenlärmpegel" ohne besonderen Nachweis um 10 dB 
(A) gemindert werden. 

Weitere aktive Lärmschutzmaßnahmen würden dazu führen, daß die 
Kosten der Schutzmaßnahmen außer Verhältnis zu dem angestrebten 
Schutzzweck stehen würden. 

Heizmedien : 
Schadstoffarme Heizmedien sollten verwendet werden (siehe Pkt. 
13 Heizmedien) . 

13. Ver- und Entsorgung 

Sämtliche Leitungen der Ver- und Entsorgungsanlagen befinden 
sich in den bestehenden Verkehrsflächen und neu festgesetzten 
öffentlichen Verkehrsflächen. 
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Entwässerung 

Die Kanalisation wird im Trennsystem ausgeführt. Das Schmutz­
wasser der vorhandenen mehrgeschossigen Wohngebäude wird in die 
vorhandene private Kanalisation (Anschluß an Klärgrube) im 
Kiesweg eingeleitet. Die Funktion der Kläranlage sowie der 
Zuleitungen ist überprüft worden. An mindestens 97 % der 
Jahresstunden darf der Geruchsschwellwert (lGE/ qm) nicht 
überschritten werden. Unter Aufsicht des Umweltamtes des 
Landkreises wurden am 12.03.1996 die Maßnahmen zur Sanierung der 
Anlage festgelegt und in den nachfolgenden 3 Monaten durch den 
pri vaten Betreiber realisiert. Das Regenwasser wird in einen 
vorhandenen Graben eingeleitet. Das Regenwasser auf den Grund­
stücken soll auf diesen versickert werden. 

Wasserversorgung 

Die Trinkwasserversorgung erfolgt über das Ortsnetz und wird 
durch den Versorgungsträger mit dem Anschluß im Kiesweg gesi­
chert. Trinkwasser sollte nur dort verwendet werden, wo es aus 
hygienischen Gründen erforderlich ist. Die Löschwasserversorgung 
erfolgt über einen im Kiesweg (Nähe Einfahrt Bundesstraße) 
vorhandenen Hydranten. 

Energieversorgung 

Die elektrische Energie wird vom Versorgungsunternehmen gesi­
chert. 

Straßenbeleuchtung 

Die Straßen sollen beleuchtet werden durch Ständerleuchten, 
deren Lichtpunkthöhe bei 4,00 - 4,5 0 m liegen. 

Gasversorgung 

Eine zentrale Gasversorgung ist nicht möglich. Die vorhandenen 
mehrgeschossigen Wohngebäude werden mit Heizöl beheizt. 

Müllentsorgung 

Containerstandplätze sind für den Bereich des Bebauungsplanes 
vorgesehen. Die Entsorgung erfolgt entsprechend der Feststzungen 
des Landkreises bzw. den Festlegungen der Baugenehmigungen für 
die Einzelvorhaben. 

Gemeinbedarf Post 

Im Bebauungsplan befindet sich keine Anlage der Telekom. Über 
bestehende Leitungen sind Lagepläne vorhanden. 
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14. Städtebauliche und soziale Maßnahmen sowie Maßnahmen, die 
zur Verwirklichung des Bebauungsplanes alsbald getroffen werden 
sollen: 

Die Verwirklichung der Festsetzungen des Bebauungsplanes setzen 
die private Einigung der beteiligten Grundstückseigentümer 
voraus, die durch Bereitschaft zur freiwilligen Umlegung 
signalisiert wurde. Dazu sind vertragliche Vereinbarungen 
sinnvoll. Sofern private Einigungen nicht zustande kommen, sind 
bodenordnende Maßnahmen erforderlich. (Umlegungsverfahren nach 
§§ 45 ff BauGB) . 
Wei terhin sind Erschließ ungsverträge vorzubereiten und abzu­
schließen. Die innere Erschließung sollte durch fachkompetente 
Ingenieurbüros für alle Medienträger geplant werden. Soziale 
Maß nahmen sind nicht erforderlich, da weder Wohnungen noch 
Arbeitsplätze negativ von der Planung betroffen sind. 

Mölschow, den .o.;;-t?, 1996 

OC7A�� 
::Zacharias 

Bürgermeister 
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Anlage : 

Hinweise zum Baugenehmigungsverfahren 

Straßenprofil A 

Ergänzende Grünordnungsplanung mit textlicher und graphischer 

Darstellung. 

straßenprofil A 

Die Fahrbahnbreite beträgt 4,5 0 m (einschließlich 0,25 m 
seitlicher Sicherheitsraum je Fahrbahnrand, Bemessung für den 
Begegnungsfall PKW und PKW bei verminderter Geschwindigkeit von 
< 40 km/ h). 
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